
ßere Teile des Förderprogramms in
Anspruch genommen werden.

Bereits 2016 kamen vom Bundesfinanzmi-
nister angestoßene Diskussionen auf, das
Programm finanziell aufzustocken und –

begleitet durcheineentsprechendeGrund-
gesetzänderung – inhaltlich auf die Verbes-
serung der Schulinfrastruktur auszudeh-
nen. Mit dem Gesetz über die Feststel-
lung eines Nachtrags zum Bundes-
haushaltsplan für das Haushaltsjahr
2016 vom 31.3.2017131 wurde entspre-
chende finanzielle Vorsorge getroffen und
dem Sondervermögen „Kommunalinvesti-
tionsförderungsfonds“ weitere 3,5 Mrd. €
zugeführt.

Die weitere Umsetzung des Vorhabens er-
folgte mit demGesetz zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 90, 91c, 104b,
104c, 107, 108, 125c, 143d, 143e, 143f,
143g) vom 13.7.2017132, mit dem ein neu-
er – mittlerweile geänderter – Art. 104c
GG133 als verfassungsrechtlicheGrundlage
für die Gewährung von Finanzhilfen des
Bundes für gesamtstaatlich bedeutsame
Investitionen finanzschwacher Kommunen
im Bereich der Bildungsinfrastruktur ge-
schaffen wurde. Die Mittel sollen wie die
Finanzhilfen nach Artikel 104b GG nur be-
fristet gewährt werden können und sollen
hinsichtlich ihrer Verwendung in regelmä-
ßigen Zeitabständen überprüft werden. Die
Finanzhilfen sind imZeitablaufmit fallenden
Jahresbeträgen zu gestalten.

Das Nähere, insbesondere die Arten der zu
fördernden Investitionen und die Kriterien
für die Bestimmung der förderberechtigten
finanzschwachen Kommunen, wird durch
das Gesetz und die Verwaltungsver-
einbarung zum Zweiten Kapitel des
Kommunalinvestitionsförderungsge-
setzes konkretisiert.

Die Förderung für Investitionen finanz-
schwacher Kommunen im Bereich kom-
munaler Bildungsinfrastruktur erfolgt in
den Jahren 2017 bis 2022. Die Verteilung
der Mittel des Zweiten Kapitels des Kom-
munalinvestitionsförderungsgesetzes auf
die einzelnen Länder ist ebenfalls der
Tab. 17 zu entnehmen.

Mit der Änderung des Kommunalinvesti-
tionsförderungsgesetzes wurde eine zu-
dem halbjährliche Meldepflicht der
oberstenLandesbehördenüberdie zweck-
entsprechende Verwendung der Bundes-
mittel der abgeschlossenen Maßnahmen
eingeführt. Bisher waren die obersten Lan-
desbehörden nur einmal jährlich zur Mel-
dung verpflichtet.

Förderfähig auf Grundlage des neu ein-
geführten Art. 104c GG (a.F.) sind Investi-
tionen mit einem Mindestvolumen von

Eigene Darstellung auf Basis der kommunalen Kassenstatistik.

Abb. 26: Struktur der Bauinvestitionen der Kreise (Ost) 2018
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Eigene Darstellung auf Basis der kommunalen Kassenstatistik.

Abb. 27: Träger der kommunalen Schulinvestitionen 
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Eigene Darstellung auf Basis der kommunalen Kassenstatistik.

Abb. 28: Träger der kommunalen Schulinvestitionen (Ost) 2018
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131 BGBl. I 2017, 698.

132 BGBl. I 2017, 2347.

133 Dazu ausf. und kritisch Henneke, Der Landkreis
2017, 236.
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